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In seiner mittlerweile über 60-jährigen
Geschichte hat der IGH eine Reihe
großer und kleiner Konflikte entschärfen
können und das Völkerrecht geprägt.
Dennoch darf man die aus der Erfahrung
mit nationalen Gerichten gespeisten
Erwartungen nur bedingt auf den IGH
übertragen. Der world court ist nicht
ohne Weiteres in der Lage, die großen
juristischen Fragen der internationalen
Gemeinschaft durch Gerichtsurteil zu
entscheiden. Seine Zuständigkeit im
Streitverfahren beruht auf dem Prinzip
der freiwilligen Unterwerfung der
Staaten. Er ist kein Verfassungsgericht
der Weltgemeinschaft, sondern eine 
Einrichtung, derer sich Staaten zur 
Beilegung ihrer Rechtsstreitigkeiten 
bedienen können. Zudem verhindert
nicht zuletzt seine beschränkte
finanzielle und personelle Ausstattung,
dass er sich mit mehr als einer Handvoll
Verfahren pro Jahr befasst. Diese Fak-
toren müssen berücksichtigt werden,
wenn man die Rolle des Gerichtshofs 
im System der internationalen 
Beziehungen bewerten will. 
Organisation 
und Struktur
Der IGH ist eng mit der 
Organisation der Vereinten Nationen 
verbunden. Artikel 7 der UN-Charta
nennt ihn als eines der UN-Hauptorgane;
nach Artikel 92 ist seine rechtliche
Grundlage, das IGH-Statut, integraler
„Bestandteil der Charta“. Gegründet
wurde der IGH, ebenso wie die Vereinten
Nationen, am Ende des Zweiten Welt-
kriegs. Zu seiner ersten Sitzung trat er
am 18. April 1946 im Haager Friedens-
palast zusammen. Allerdings wäre es
missverständlich, den IGH als eine reine
Nachkriegseinrichtung zu begreifen. Er
wurde zwar nach dem Zweiten Weltkrieg
mit den Vereinten Nationen neu begrün-
det. Mehr noch als diese steht er jedoch
in direkter historischer Tradition: Er ist
der Nachfolger des 1922 gegründeten
Ständigen Internationalen Gerichtshofs
(StIGH), des ersten ständigen internatio-
nalen Gerichts universellen Zuschnitts.
Sein Statut entspricht zum überwiegen-
den Teil dem des StIGH, und seine Ent-
scheidungen knüpfen häufig nahtlos an
der StIGH-Rechtsprechung an. Somit
sollte der IGH als zweiter, leicht modifi-
zierter Versuch der Einrichtung einer
allgemeinen internationalen Gerichts-
barkeit begriffen werden. Wie der StIGH
ist er das einzige Gericht mit potenziell
unbeschränkter Zuständigkeit. Allerdings
ist er – anders als sein Vorgänger – nicht
mehr das einzige relevante internationale
Gericht. Neben ihm existieren spezielle
Gerichtshöfe wie der Internationale 
Seegerichtshof mit Sitz in Hamburg; 
eine Reihe regionaler Gerichte wie der
Europäische Gerichtshof für Menschen-
rechte in Straßburg und verschiedene
internationale Strafgerichtshöfe, unter
ihnen die Strafgerichtshöfe für Jugos-
lawien und Ruanda. Nicht immer 
kann die Zuständigkeit dieser diversen
Deutsche Gesellschaft für







Der Internationale Gerichtshof (IGH) – so bestimmt es 
die Charta der Vereinten Nationen (UN) – ist das Hauptrecht-
sprechungsorgan der Vereinten Nationen. Inoffiziell wird er häufig
als „Weltgericht“ (world court) bezeichnet. Seinen Sitz hat er im
eindrucksvollen „Friedenspalast“ in der (selbst erklärten) „Haupt-
stadt des internationalen Rechts“, Den Haag. Bereits in diesen
Bezeichnungen kommen Selbstverständnis und Anerkennung der
Institution zum Ausdruck. Und tatsächlich verkörpert der IGH 
wie keine andere internationale Einrichtung den Glauben an das
Völkerrecht als der einzig legitimen Grundlage der internationalen
Ordnung.
Gerichte leicht voneinander abgegrenzt
werden, und bisweilen treten sie in ein
regelrechtes Konkurrenzverhältnis. 
Die besondere Rolle und das besondere
Renommee des IGH als der traditions-
reichsten Einrichtung wird jedoch nicht
ernsthaft in Frage gestellt. 
Die Richter
Dem IGH gehören 15 Richter verschie-
dener Staatsangehörigkeit als Mitglieder
an. Gewählt ist, wer in geheimer Wahl 
in zwei anderen UN-Hauptorganen,
Generalversammlung und Sicherheitsrat,
jeweils eine absolute Mehrheit findet.
Die Amtszeit beträgt grundsätzlich neun
Jahre. Eine Wiederwahl ist zulässig und
durchaus üblich; der Japaner Shigeru
Oda etwa war insgesamt 27 Jahre am
IGH tätig. Generalversammlung und
Sicherheitsrat treffen ihre Wahl auf 
der Basis von Vorschlägen nationaler 
Juristenvereinigungen. Zudem haben 
sie sicherzustellen, dass am Gerichtshof 
die „hauptsächlichen Rechtssysteme der
Welt“ repräsentiert sind. In der Praxis ist
die Richterwahl (wie auch die Besetzung
anderer wichtiger Positionen in den Ver-
einten Nationen) durch einen regionalen
Verteilungsschlüssel bestimmt. Einge-
bürgert hat es sich außerdem, dass jedes
der ständigen Mitglieder des UN-Sicher-
heitsrates einen Richter seiner Natio-
nalität an den Gerichtshof entsendet. 
Wird somit ihre Wahl durchaus durch 
die Regierungen der UN-Mitgliedstaaten
beeinflusst, so genießen die einmal
gewählten Richter ein hohes Maß an
persönlicher Unabhängigkeit. Sie sind
unabsetzbar, genießen bei der Ausübung
ihres Amtes diplomatische Vorrechte und
Immunitäten und beziehen ein steuer-
freies Einkommen. Im Gegenzug sind 
sie zur Unparteilichkeit verpflichtet und
dürfen bestimmte, mit ihrer richterlichen
Aufgabe unvereinbare Tätigkeiten (wie
etwa die eines Anwalts in völkerrecht-
lichen Verfahren) nicht ausüben.
Interne Struktur 
des Gerichtshofs
Entscheidungen des Gerichtshofs werden
grundsätzlich vom Plenum aller Richter
getroffen. Anders als etwa beim Bundes-
verfassungsgericht oder dem Europä-
ischen Gerichtshof für Menschenrechte










einer generellen Unterteilung in Senate
bzw. Kammern. Zwar bildet auch der
IGH für besondere Streitigkeiten Kam-
mern aus drei bzw. fünf Richtern. Diese
aber werden nur auf Antrag der Parteien
tätig, der selten gestellt wird. Offenbar
liegt dies daran, dass Staaten, die sich 
zu einem Gerichtsverfahren entschließen,
eine Entscheidung des Plenums für auto-
ritativer halten. Neben den regulären
Mitgliedern des Gerichtshofs werden
u.U. auch sog. „nationale Richter“ am
Verfahren beteiligt. Diese können von
Staaten benannt werden, die sich an 
einem Streitverfahren beteiligen, aber
nicht bereits durch einen Richter beim
IGH vertreten sind. 
Die Mitglieder des Gerichtshofs wählen
in geheimer Wahl einen Präsidenten 
sowie einen Vizepräsidenten. Der Prä-
sident bzw. sein Vertreter leitet die Tätig-
keit des IGH, insbesondere die Gerichts-
verhandlungen, und ist für die interne
Verwaltung des Gerichts verantwortlich.
Kommt es bei gerichtlichen Abstim-
mungen innerhalb des Gerichtshofs 
zur Stimmengleichheit, gibt seine 
Stimme den Ausschlag.
An der Spitze der IGH-Verwaltung steht
der Kanzler. Diesem sind die verschiede-
nen Dienste des Gerichtshofs nachgeord-
net, unter denen der Übersetzungsdienst,
ein Pool wissenschaftlicher Mitarbeiter
(clerks) und die Abteilung für Dokumen-
tation und Veröffentlichungen hervor-
zuheben sind. Die personelle Decke des
Gerichtshofs ist allerdings mit knapp 
100 Mitarbeitern, darunter viele mit 
Zeitverträgen, relativ dünn. Auch das
Budget des Gerichtshofs entspricht mit
gut 17 Mio. US-Dollar pro Jahr nicht 
den Erwartungen, die die Bezeichnung
„world court“ wecken könnte, und bleibt
weit hinter dem finanziellen Rahmen
etwa des Jugoslawien-Tribunals zurück.
Beide Faktoren behindern die Arbeit 
des Gerichtshofs beträchtlich; zu Recht
haben IGH-Präsidenten daher immer
wieder eine Aufstockung der finanziellen
und personellen Ausstattung des
Gerichtshofs gefordert. 
Streitverfahren 
Die wesentliche Aufgabe 
des IGH ist es, die ihm vorgelegten 
Streitigkeiten durch Urteil zu entschei-
den. Maßstab seiner Entscheidung ist
grundsätzlich das geltende Recht, d.h.
die zwischen den Streitparteien anwend-
baren Rechtssätze des Völkervertrags-
und allgemeinen Völkerrechts. Betrach-
tet man allein diese Funktion, so ähnelt 
der IGH durchaus nationalen Gerichten,
die ebenfalls auf der Basis des anwend-
baren (nationalen) Rechts Streitigkeiten
zwischen den Parteien entscheiden.
Dennoch unterscheiden sich Streitver-
fahren vor dem IGH ganz wesentlich 
von denen des nationalen Rechts. 
Zuständigkeit 
Der zentrale Unterschied liegt in der
Zuständigkeit. Der Weg zu nationalen
Gerichten steht zumindest Bürgern eines
Rechtsstaates fast immer offen. Demge-
genüber ist der IGH nicht automatisch
zuständig, sondern nur, wenn seine Zu-
ständigkeit begründet wurde. Dies ist an
eine Reihe von Bedingungen geknüpft.
Eine erste betrifft die Art der Parteien,
die vor dem Gerichtshof auftreten kön-
nen. Ein Streitverfahren kann nur von
Staaten und gegen Staaten angestrengt
werden; Einzelpersonen oder interna-
tionale Organisationen können keine
Klage erheben. Doch auch Staaten 
ist dies keinesfalls ohne Weiteres 
möglich. Denn der Gerichtshof steht 
(als „Hauptrechtsprechungsorgan der
Vereinten Nationen“) im Grundsatz nur 
UN-Mitgliedern offen, die automatisch
Vertragspartei des IGH-Statuts sind. Die
wenigen Staaten, die nicht Mitglied der
Vereinten Nationen sind, können sich nur
nach Abgabe einer besonderen Erklärung
an Verfahren beteiligen, haben dies aber
(wie die Schweiz und auch die Bundes-
republik Deutschland jeweils vor ihrem
UN-Beitritt) durchaus im Einzelfall
getan. Doch wichtiger ist eine weitere
Einschränkung. Selbst für Streitigkeiten
zwischen UN-Mitgliedern bzw. sonstigen
Staaten, die an Verfahren teilnehmen
können, ist der IGH nur zuständig, wenn
sich die Streitparteien seiner Gerichts-
barkeit freiwillig unterworfen haben. In
der Praxis bedeutet dies, dass längst nicht
alle völkerrechtlichen Streitigkeiten vor 
dem IGH ausgetragen werden können.
Andererseits bedeutet „freiwillige Unter-
werfung“ auch nicht, dass ein Staat dem
IGH die Zuständigkeit für ein Verfahren
jederzeit entziehen könnte. Vielmehr
kann die IGH-Zuständigkeit auf 
dreierlei Weise begründet werden:
(i) Im einfachsten Fall erklären die
Streitparteien den Gerichtshof für zu-
ständig, einen zwischen ihnen bereits
ausgebrochenen konkreten Rechtsstreit
zu entscheiden. Dies geschieht typischer-
weise, weil andere Mittel der Streitbeile-
gung (etwa diplomatische Verhandlun-
gen) erfolglos geblieben sind und die
Staaten nun eine rechtlich verbindliche
Lösung anstreben. Ein deutliches 
Beispiel für eine solche konkrete, fall-
bezogene Unterwerfung bilden die Ab-
kommen zwischen der Bundesrepublik
Deutschland, Dänemark und den Nieder-
landen vom 2.2.1967, durch die diese
Staaten beschlossen, den zwischen 
ihnen schwelenden Streit über die 
Grenzziehung in der Nordsee dem IGH
zur Entscheidung vorzulegen. In Fällen
wie diesem ist die Unterwerfung tatsäch-
lich unmittelbar freiwillig, so dass sich
typischerweise keine weiteren Zuständig-
keitsprobleme stellen. Allerdings deckt
die Unterwerfungserklärung in der Regel
auch nur einen konkreten Streitfall ab,
nicht hingegen andere Streitigkeiten – 
im erwähnten Beispiel also etwa nicht
den deutsch-dänischen Grenzverlauf 
in der Ostsee. 
(ii) Ganz anders verhält es sich mit
generellen einseitigen Unterwerfungs-
erklärungen von Staaten. Artikel 36 
Abs. 2 des IGH-Statuts, die sog. „Fakul-
tativklausel“, sieht vor, dass ein Staat
erklären kann, er erkenne die Zuständig-
keit des Gerichtshofs für alle Streitig-
keiten als obligatorisch an. Eine solche
Erklärung ist in ihrer Reichweite im
Grundsatz unbegrenzt. Sie hat zur Folge,
dass jeder andere Staat, der vor dem IGH
auftreten kann, ein Verfahren gegen den
erklärenden Staat anstrengen kann.
Generelle Unterwerfungserklärungen
nach der Fakultativklausel dehnen die
Zuständigkeit des IGH also am weitesten
aus. Allerdings – das klingt bereits im
Begriff der Fakultativklausel an – sind
Staaten völkerrechtlich nicht verpflichtet,
sich der IGH-Zuständigkeit generell zu
unterwerfen. Eine solche Erklärung
bringt zwar das Vertrauen eines Staates
in den IGH in besonders deutlicher
Weise zum Ausdruck. Für Staaten, die
zumindest bestimmte Konflikte lieber
diplomatisch als gerichtlich beilegen
wollen, bergen sie aber das Risiko 
ungewollter Prozesse. Daher überrascht
es nicht, dass nur gut ein Drittel aller 
UN-Mitglieder sich der Zuständigkeit
des IGH generell unterworfen haben.
Und auch diejenigen Staaten, die eine 
Erklärung abgegeben haben, haben 
deren Reichweite zum Teil erheblich
beschränkt. Beschränkungen sind grund-
sätzlich zulässig (denn Staaten sind ja
nicht verpflichtet, überhaupt eine gene-
relle Unterwerfungserklärung abzuge-
ben); typischerweise nutzen Staaten sie,
um durch sog. „Vorbehalte“ besonders
heikle Materien (wie etwa Fragen des
Streitkräfteeinsatzes) von der IGH-Zu-
ständigkeit auszunehmen. In Verfahren,
die auf der Basis von Artikel 36 Abs. 2,
IGH-Statut angestrengt werden, muss der
IGH dann häufig entscheiden, ob er tat-
sächlich zuständig ist oder ob der Streit
nicht von einem der Vorbehalte erfasst
ist.
(iii) Schließlich kann die Zuständigkeit
des IGH durch völkerrechtliche Verträge
begründet werden. Viele solcher Verträge
– etwa die Völkermord-Konvention, 
die Zusatzprotokolle zu den Wiener
Abkommen über die diplomatischen und
die konsularischen Beziehungen, aber
auch viele bilaterale Verträge – enthalten
Schiedsklauseln, aufgrund derer die
Vertragsparteien Streitigkeiten über 
die Auslegung und Anwendung des 
Vertrags dem IGH vorlegen können. 
Im Ergebnis bedeutet dies, dass ein 
Vertragsstaat einen anderen wegen
Verletzung des betroffenen Vertrags vor 
dem IGH verklagen kann. Die Zustän-
digkeit des Gerichtshofs ist dann jedoch
auf den jeweiligen Vertragsgegenstand
beschränkt und keinesfalls umfassend. 
In seinem Urteil im sog. Völkermord-
Verfahren zwischen Bosnien-Herzego-
wina und Serbien-Montenegro konnte
der IGH daher etwa nur untersuchen, 
ob Serbien-Montenegro während des
bosnischen Krieges die Völkermord-
Konvention verletzt hatte, nicht hin-
gegen, ob es für Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit (die von keiner
Schiedsklausel erfasst wurden) 
verantwortlich war. 
Doch trotz dieser Einschränkung sind 
die vertragsbezogenen Streitverfahren
vor dem IGH von immenser Bedeutung.
Ebenso wie in Verfahren auf der Basis
des Artikel 36 Abs. 2 IGH-Statut ermög-
lichen sie es einem Staat, einen anderen
Staat vor dem IGH zu verklagen, selbst
wenn dieser im konkreten Fall ein Ge-
richtsverfahren lieber vermieden hätte.
Das Prinzip der Freiwilligkeit wird also
durch die Arten der Zuständigkeits-
begründung teilweise gelockert.  
Verfahrensablauf und Urteil
Das reguläre Verfahren vor dem IGH
lässt sich in einen schriftlichen und einen
mündlichen Abschnitt unterteilen; beide
sind im Detail in der Verfahrensordnung
des Gerichtshofs geregelt. Den weitaus
größeren Zeitraum nimmt dabei das
schriftliche Verfahren ein. Vor Beginn
der mündlichen Verhandlung haben die
Parteien die Gelegenheit, sich in Schrift-
sätzen umfassend zur Sache zu äußern,
typischerweise durch Klage, Klageer-
widerung, Replik und Duplik. Ist – wie
häufig – die Zuständigkeit des Gerichts-
hofs umstritten, so wird dieser Teil des
Verfahrens in der Regel abgetrennt und
vorab behandelt. In diesen Fällen stellt
der IGH zunächst per Zwischenurteil
klar, ob bzw. in welchem Umfang er 
zuständig ist. Je nach Ausgang nimmt er
dann u.U. im nachfolgenden Verfahrens-
abschnitt zur inhaltlichen Berechtigung
einer Klage Stellung. Im Vergleich zu
nationalen Gerichtsverfahren sind die
Schriftsätze der Parteien wie auch die
ihnen eingeräumten Fristen von erheb-
licher Länge, so dass sich allein das
schriftliche Verfahren (auch wenn es
lediglich die Zuständigkeit betrifft) oft
über mehrere Jahre hinzieht. Dies ist
häufig unerfreulich, entspricht aber
durchaus dem Willen der Parteien, die
Verfahren vor dem IGH in der Regel
möglichst gründlich durchführen wollen. 
Nach Abschluss des schriftlichen Verfah-
rens kommt es zur mündlichen Verhand-
lung, bei der die Vertreter der Parteien 
(zumeist Regierungsvertreter sowie 
für das Verfahren verpflichtete Völker-
rechtsexperten) die wesentlichen Argu-
mente der beiden Staaten vortragen. Die
mündliche Verhandlung ist grundsätzlich
öffentlich. Vom durch US-amerikanische
Fernsehserien geprägten Klischee eines
Gerichtsverfahrens weicht sie vollständig
ab. Je nach Standpunkt ist das Prozedere
als „würdevoll“ oder „steif“ beschrieben
worden. Die Plädoyers der Anwälte sind
schriftlich vorformuliert, werden abge-
lesen und nur selten durch Fragen des
Gerichts unterbrochen. Wenn Fragen 
aufkommen, beantworten die Anwälte
sie nicht direkt, sondern in schriftlicher
Form. Zeugen und Experten können
angehört werden, spielen aber nur eine
untergeordnete Rolle. In den vergan-
genen Jahren hat es viele Bemühungen
gegeben, das Verfahren zumindest 
etwas zu straffen; den Charakter der
mündlichen Verhandlung hat dies 
jedoch nicht nachhaltig verändert. 
Die mündliche Verhandlung endet mit
den Schlussanträgen, nach denen sich 
der Gerichtshof zur Beratung zurück-
zieht. Diese dauert in der Regel mehrere
Monate und endet mit dem Urteil des
Gerichtshofs, das schriftlich abgefasst
und begründet wird. Richter, die von der
Mehrheit des Gerichtshofs überstimmt
worden sind oder dem Urteil nur im
Ergebnis, nicht aber in der Begründung
zustimmen, können dem Urteil sog.
Sondervoten (je nach Ausrichtung als
„abweichende Meinung“, „Separat-
votum“ oder „Erklärung“ bezeichnet)
beifügen. Von dieser Möglichkeit 
wird reger Gebrauch gemacht, und 
manches Sondervotum ist länger als 
das Urteil selbst. 
Das Urteil bildet den Abschluss des
Streitverfahrens. Es ist für die Parteien
verbindlich und endgültig; eine aus na-
tionalen Rechtsordnungen bekannte
Berufung oder Revision ist nicht statt-
haft. Nur in Ausnahmekonstellationen
wird der Gerichtshof erneut mit dem
Streitfall befasst: zum einen, um im sog.
Auslegungsverfahren auf Antrag (einer)
der Parteien den Inhalt des Urteils klarzu-
stellen; zum anderen, wenn die Parteien
aufgrund neu bekannt gewordener Tat-
sachen die Wiederaufnahme verlangen.
In bestimmten Sonderkonstellationen
weicht das Verfahren vom soeben
beschriebenen regulären Ablauf ab. 
Am bedeutsamsten ist die Befugnis des
IGH zum Erlass einstweiliger Anord-
nungen im Verfahren des vorläufigen
Rechtsschutzes. Bei einem derartigen
Eilverfahren ist das gesamte Verfahren
gestrafft und nimmt u.U. nur wenige
Wochen in Anspruch. Es endet nicht mit
einem Urteil, sondern einem Beschluss,
durch den der Gerichtshof die Parteien
Der Friedenspalast (Den Haag, Niederlande),
Sitz des Internationalen Gerichtshofs. 
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Ausgewählte IGH-Fälle in Stichworten
Konflikte im ehemaligen Jugoslawien
1993–2007: Bosnien-Herzegowina verklagt Serbien-Montenegro wegen Völkermordes. 
Der IGH stellt fest, dass in Srebrenica tatsächlich ein Völkermord verübt wurde. Für diesen 
jedoch waren rechtlich bosnische Serben, nicht der Staat Serbien-Montenegro verantwortlich;
Serbien wird aber verurteilt, weil es den Völkermord nicht verhindert und Völkermörder nicht
bestraft hat.
1999–2004: Klage Serbien-Montenegros gegen 10 Nato-Staaten wegen der Luftangriffe 
im Kosovo. Im Dezember 2004 als unzulässig abgewiesen, da Jugoslawien 1999 nicht 
Vertragspartei des IGH und insofern nicht klagebefugt gewesen war.  
Das „Nicaragua-Urteil“
1982–1986: Nicaragua verklagt die USA wegen deren Intervention in den nicaraguanischen
Bürgerkrieg. In einem umstrittenen Urteil verurteilt der IGH die USA u.a. wegen illegaler 
Gewaltanwendung und Einmischung in die inneren Angelegenheiten Nicaraguas. Schadens-
ersatzleistungen lehnen die USA jedoch ab. 
IGH und „Namibia/Südwestafrika“
1961–1966: Liberia und Äthiopien versuchen, Südafrika wegen seiner Mandatspolitik in 
Namibia/Südwestafrika vor dem IGH zu belangen. Der IGH erklärt die Klage zunächst 
für zulässig, vollzieht dann aber eine Kehrtwende und weist sie (nach jahrelangem Prozess) 
als unzulässig ab, weil die Kläger sich nicht zum Anwalt Namibias machen dürften. 
Das Urteil beschädigt das Ansehen des Gerichtshofs, der als Gerichtshof der „ersten Welt“
wahrgenommen wird. 
verpflichten kann, während des laufen-
den Hauptsacheverfahrens bestimmte
Handlungen zu unterlassen – etwa 
ein Todesurteil vorerst nicht zu voll-
strecken. Damit ist aber bereits gesagt,
dass das Eilverfahren nur im Zusammen-
hang mit einem Hauptsacheverfahren
durchgeführt werden kann. Es soll die
ordnungsgemäße Durchführung dieses
Verfahrens gewährleisten und bildet
somit nur eine Vorstufe.
Urteilswirkungen
Urteile des Gerichtshofs sind für die
Parteien verbindlich. Der konkrete 
Inhalt der Verpflichtung hängt vom
Urteilsinhalt ab. In aller Regel stellt 
der Gerichtshof fest, wie die Rechts-
lage zwischen den Parteien ist („Fest-
stellungsurteil“). Dabei geht es zum
Beispiel darum, ob ein bestimmtes Ver-
halten des Klagegegners das Völkerrecht
verletzt hat, zum Territorium welchen
Staates ein bestimmtes Stück Land oder
Meer gehört oder ob ein Staat dem 
anderen Schadenersatz schuldet. 
Das Urteil wird in öffentlicher Sitzung
verlesen. Seine Vollstreckung ist nicht
mehr Sache des Gerichtshofs, sondern
von den Parteien zu veranlassen. Im
Normalfall werden Urteile von der unter-
legenen Partei befolgt, so dass sich keine
Vollstreckungsschwierigkeiten ergeben.
Geschieht dies allerdings nicht, kann die
Durchsetzung von Urteilen problema-
tisch werden. Der Gerichtshof selbst hat
keine Mittel, die Vollstreckung zu ver-
fügen. Anders als in nationalen Rechts-
ordnungen kann die obsiegende Partei
auch keinen Gerichtsvollzieher bemühen.
Die UN-Charta sieht zwar vor, dass 
sie den Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen anrufen kann; tatsächlich hat
dieser aber noch nie Zwangsmaßnahmen
verhängt, um ein IGH-Urteil durchzu-
setzen. Insgesamt sind die Möglichkeiten
zur Urteilsdurchsetzung daher unbefrie-
digend; typischerweise ist der obsie-
gende Staat gezwungen, diplomatischen
oder politischen Druck auf den 
Verfahrensgegner auszuüben. 
Diese Schwäche des Sanktionsmecha-
nismus haben Beobachter zu Recht im-
mer wieder kritisiert. Dennoch dürfen
ihre praktischen Auswirkungen nicht
überbewertet werden. In aller Regel
werden IGH-Urteile befolgt. Geschieht
dies nicht, so hilft häufig der sanfte
Druck der Staatengemeinschaft weiter.
So gibt es zwar Beispiele der Miss-
achtung von IGH-Urteilen – am promi-
nentesten die Weigerung der Vereinigten
Staaten, ihren Verpflichtungen aus dem
Nicaragua-Urteil nachzukommen, in dem
der Gerichtshof ihre Zusammenarbeit mit
den Contra-Rebellen angeprangert hatte.




Streitverfahren kann der IGH auf Antrag
Gutachten zu völkerrechtlichen Fragen
erstatten. Derartige Gutachten sind recht-
lich nicht verbindlich, aber völkerrecht-
lich von hohem Wert, geben sie doch die
juristische Einschätzung des Hauptrecht-
sprechungsorgans der Vereinten Natio-
nen wieder. Das Gutachtenverfahren
folgt im Wesentlichen den Regeln für 
das reguläre Streitverfahren, allerdings
muss kein mündliches Verfahren durch-
geführt werden und die für Streitverfah-
ren typische Trennung zwischen Zustän-
digkeits- und Sachfragen ist weniger 
ausgeprägt. 
Relativ eng eingegrenzt ist der Kreis der
Einrichtungen, die ein IGH-Gutachten
beantragen können. Insoweit ist zwischen
privilegierten und sonstigen Antragsbe-
rechtigten zu unterscheiden. Zur ersten
Gruppe gehören die Generalversamm-
lung und der Sicherheitsrat. Diese kön-
nen zu jeder völkerrechtlichen Frage ein
IGH-Gutachten beantragen. Insbeson-
dere die Generalversammlung hat von
dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht
und bisweilen politisch hochsensible
Fragen, die wegen der eingeschränkten
Zuständigkeit dem IGH im Streitverfah-
ren niemals hätten vorgelegt werden
können, aus rechtlicher Sicht klären 
lassen. Besondere Aufmerksamkeit 
haben so die (jeweils von der General-
versammlung beantragten) IGH-Gutach-
ten zur Rechtmäßigkeit des Nuklear-
waffeneinsatzes oder der israelisch-
palästinensischen Sperrmauer erlangt. 
Anders als Generalversammlung und
Sicherheitsrat können die übrigen UN-
Organe sowie UN-Sonderorganisationen
nur Gutachten zu Fragen beantragen, die
ihre sachlich beschränkte Zuständigkeit
betreffen. Liegt die Anfrage außerhalb
dieses Bereichs, beantwortet der
Gerichtshof sie nicht – so geschehen
etwa im Jahr 1996, als er die von der
Weltgesundheitsorganisation vorgelegte
Frage nach der Rechtmäßigkeit des
Nuklearwaffeneinsatzes nicht beantwor-
tete (was sodann die bereits erwähnte,




Aus dem Vorangeganenen wird
deutlich, dass der IGH nur arbeiten und
funktionieren kann, wenn seine Mandan-
ten (also vor allem Staaten) ihm vertrau-
en, d.h. ihm Rechtsstreitigkeiten anver-
trauen. Dies zeigt sich besonders deutlich
im Streitverfahren: Hier müssen Staaten
zunächst (sei es im konkreten Fall oder
generell) die Zuständigkeit des Gerichts-
hofs begründen. Im Übrigen müssen sie
auch davon überzeugt sein, dass der
Gerichtshof in der Lage ist, tatsächlich
aufgetretene Konflikte auch beizulegen.
Dazu kommen ganz praktische Erwägun-
gen wie die Länge und die Kosten eines
Verfahrens sowie die Einsicht, dass der
andere Staat es häufig als unfreundlich
empfinden wird, vor einem Gericht ver-
klagt zu werden. Diese Faktoren führen
dazu, dass sich Staaten keinesfalls leicht
und spontan dazu entscheiden, ein IGH-
Verfahren einzuleiten; vielmehr handelt
es sich dabei um eine wichtige rechts-
politische Entscheidung mit weit reichen-
den Konsequenzen. Von daher sollte es
auch nicht überraschen, dass sich die
Zahl der bisher ergangenen IGH-Urteile
und -Gutachten relativ bescheiden aus-
nimmt: Seit 1946 sind beim Gerichtshof
insgesamt 136 Verfahren anhängig
gemacht worden, in denen er 93 Urteile
gefällt und 25 Gutachten erstattet hat.
Diese Zahl – sie entspricht im Durch-
schnitt nur ca. zwei abschließenden
Im Juli 2004 erklärte der IGH in einem Gutachten den Verlauf der israelisch-palestinen-
sischen Sperrmauer innerhalb der besetzten Gebiete für illegal und forderte Israel auf, die 
Arbeiten daran zu beenden.   Foto: Leila Dregger
Entscheidungen pro Jahr – ist zwar 
alles andere als überwältigend. 
Will man sie bewerten, muss man 
neben den bereits genannten Aspekten 
allerdings bedenken, dass der Kreis der
potenziellen IGH-Mandanten – also
Staaten – mit knapp 200 nicht hoch ist
und jahrzehntelang (nämlich vor den
Wellen der Staatengründungen der
1960er- bzw. 1990er-Jahre) noch viel
niedriger lag. 
Wichtiger als die bloße Zahl ist die 
Frage nach Art und Bedeutung der dem
Gerichtshof vorgelegten Verfahren.
Berücksichtigt man diese, so erscheint
der IGH in den Augen vieler als bloßer
Statist auf der großen Bühne der inter-
nationalen Politik, weil er angeblich vor
allem unbedeutende technische Fragen
wie etwa Grenzstreitigkeiten entschieden
habe. Diese Kritik hält jedoch einer
Prüfung nicht stand. So mag man bereits
hinterfragen, ob denn der Streit über
Grenzverläufe tatsächlich als unbedeu-
tende technische Frage abgetan werden
kann – in vielen Fällen haben erst 
Urteile des Gerichtshofs jahrzehntelange
Konflikte beigelegt: so etwa zwischen
Thailand und Kambodscha, zwischen 
El Salvador und Honduras oder jüngst
zwischen Kamerun und Nigeria. Unab-
hängig davon ist aber richtig, dass inter-
nationale Gerichte lange Zeit nicht mit
explosiven, politisierten Konflikten
betraut wurden – diese hielten Staaten
lange Zeit eher einer diplomatischen
Lösung für zugänglich und wollten sie
nur auf dem Rechtsweg – und noch 
zumal durch ein Gericht – beilegen. 
Die Rechtsprechung des IGH zeigt aber,
dass sich die Einschätzung geändert hat.
So betrifft eine Vielzahl jüngerer Ent-
scheidungen gerade die großen Konflik-
te. Hervorgehoben seien die Verwicklung
der USA in den nicaraguanischen Bür-
gerkrieg der 1980er Jahre; das Eingreifen
Ruandas und Ugandas in den zweiten
Kongo-Krieg; die NATO-Luftangriffe
während des Kosovo-Konflikts oder die
Verwicklung Serbien-Montenegros in
den bosnischen Krieg. Zu all diesen 
Konflikten hat der IGH in Urteilen 
Stellung genommen. 
Dabei soll keinesfalls verhehlt werden,
dass explosive Konflikte das IGH-
Verfahren vor große Probleme stellen.
Oftmals kann der Gerichtshof aufgrund
seiner begrenzten Zuständigkeit einen
Konflikt nicht umfassend würdigen, 
sondern muss sich auf bestimmte Aspek-
te beschränken. Häufig fehlen ihm die
Möglichkeiten, widerwillige Staaten zur
umfassenden Mitwirkung am Verfahren
oder zur Umsetzung eines etwaigen
Urteils zu bewegen. Und schließlich
verkommt das IGH-Verfahren bisweilen
zur Bühne des propagandistischen
Schlagabtauschs. All dies sind jedoch
Probleme, mit denen sich auch nationale
Gerichte in spektakulären Prozessen
auseinandersetzen müssen. 
Will man die tatsächliche Bedeutung 
des IGH angemessen würdigen, so muss
man sich auf die Bedingungen zurück-
besinnen, unter denen er arbeitet. Er
stellt in erster Linie ein Instrument dar,
dessen sich die Staaten zur Beilegung
ihrer Streitigkeiten bedienen können. 
Die Streitbeilegung durch den IGH bietet
dabei eine Reihe von Vor- und Nach-
teilen: Sie ist langwierig und relativ
teuer, aber gründlich. Dazu erfordert sie
von Staaten, die endgültige Entscheidung
einem Gericht zu überantworten. Nicht
immer wird der IGH das angemessene
und zweckmäßige Forum zur Beilegung
von Konflikten sein. Nicht jeder Streit ist
der justizförmigen Beilegung zugänglich,
und gerade wenn es erforderlich ist,
komplexe, verworrene Sachverhalte auf-
zuarbeiten, ist die Arbeitsweise des IGH
oftmals sehr schwerfällig. Vor diesem
Hintergrund sollte es nicht überraschen,
dass die Staaten sich häufig scheuen,
IGH-Verfahren einzuleiten. Die Erfah-
rung der vergangenen Jahre zeigt jedoch,
dass die herkömmliche Trennung in 
„politische“ und „technische“ Fragen
(von denen angeblich nur letztere 
gerichtlich beigelegt werden könnten)
nicht mehr haltbar ist. Vielmehr ist der
IGH immer dann bedeutsam, wenn die
Staaten ihn mit der Lösung eines Kon-
flikts betrauen. Dies geschieht mehr und
mehr, und in ganz unterschiedlichen
Konflikten. Als bloßen Statisten der 
internationalen Politik sollte man den
IGH daher keinesfalls abtun.
Der IGH als Interpret 
des Völkerrechts
Unabhängig von seiner Funktion 
im Rahmen der Streitbeilegung bzw.
Begutachtung von Rechtsfragen ist die
Arbeit des IGH aber noch aus einem
ganz anderen Grund bedeutsam. Im Zuge
seiner Tätigkeit wendet der Gerichtshof
das geltende Völkerrecht an. Dazu ist 
es erforderlich, dass er Rechtsnormen
auslegt bzw. präzisiert oder aber beur-
teilt, ob ein bestimmtes Ge- oder Verbot
bereits Rechtsqualität erlangt hat. Indem
er das geltende Recht auf konkrete Streit-
fälle anwendet, äußert sich der Gerichts-
hof immer zugleich auch zum Inhalt
bestimmter Völkerrechtsregeln. Für die
Praxis ist diese Funktion von immenser
Bedeutung. Zwar sind Urteile des Ge-
richtshofs formell nur für die beteiligten
Verfahrensparteien verbindlich. Die dem
Urteil zu Grunde liegende Auslegung des
Rechts aber gilt über den Fall hinaus; sie
erschließt den Inhalt völkerrechtlicher
Regeln, die Staaten unabhängig von ihrer
Mitwirkung im IGH-Verfahren zu beach-
ten haben. Und so sind Entscheidungen
des Gerichtshofs eines der wichtigsten,
wenn nicht das wichtigste Hilfsmittel 
zur Bestimmung des geltenden Völker-
rechts. Anhand der Rechtsprechung des
Gerichtshofs etwa lässt sich so beur-
teilen, was – um nur zwei Beispiele zu
nennen – unter dem Begriff der „Gewalt“
im Sinne des Gewaltverbots der UN-
Charta zu verstehen ist oder ob Staaten
die Immunität ausländischer Amtsträger
einschränken dürfen. 
Die Bedeutung der IGH-Entscheidungen
liegt dabei zum einen in ihrer konkre-
tisierenden, klarstellenden Wirkung. Zum
anderen basiert sie auf dem Prestige des
Gerichtshofs, dessen Auslegung sich in der
Vergangenheit in aller Regel durchgesetzt
hat. Durch seine Urteile und Gutachten 
ist der Gerichtshof zum wichtigsten Inter-
preten des Völkerrechts geworden. 
Deutschland und 
der Gerichtshof
Unabhängig von ihrer politi-
schen Couleur haben Bundesregierungen
immer wieder die Bedeutung des Völker-
rechts als der Grundlage internationaler
Beziehungen betont und dabei auch den
Wert der gerichtlichen Beilegung inter-
nationaler Streitigkeiten hervorgehoben.
Es überrascht daher nicht, dass die 
Bundesrepublik gerade auch dem IGH
als dem world court grundsätzlich positiv
gegenübersteht. Das Verhältnis Deutsch-
lands zum IGH ist dennoch lange Zeit
Deutsche Richter am IGH
Obwohl IGH-Richter Unabhängigkeit genießen, so setzt ihre Wahl doch
zumindest in jüngerer Zeit ein erhebliches Lobbying ihrer Regierungen
voraus. Insoweit kann eine Parallele zu anderen prestigeträchtigen 
Positionen innerhalb der Weltorganisation (etwa der Wahl eines Staates 
in den Sicherheits- oder den Menschenrechtsrat) gezogen werden. So 
lange die Bundesrepublik den Vereinten Nationen noch nicht beigetreten
war, wurden Deutsche nicht zu IGH-Richtern gewählt. Dies änderte sich
im Jahr 1976 mit der Wahl des deutschen Völkerrechtlers Hermann Mosler
an den Gerichtshof. Dieser amtierte bis 1985, kandidierte dann aber für
keine weitere Amtszeit. Seit 1994 ist Deutschland kontinuierlich durch 
einen Richter am Gerichtshof vertreten. Bis 2003 amtierte der ehemalige
UN-Völkerrechtsberater Carl-August Fleischhauer, im Jahr 2003 wurde







Deutschland gerichtete Klage des
Fürstentums Liechtenstein. Dieses
hatte in der deutschen Haltung zur Ent-
eignung liechtensteinischen Eigentums
durch tschechoslowakische Behörden
im Rahmen der Benesˇ-Dekrete eine
Verletzung des Völkerrechts gesehen.
Der Gerichtshof konnte diese Streitig-
keit aber nicht entscheiden, weil sie
ihre Wurzeln in der Nachkriegszeit
hatte, die Zuständigkeit des Gerichts-
hofs sich aber nur auf deutsch-liechten-





Mit ihrem Beitritt zur Welt-
organisation im Jahr 1973 wurde die
Bundesrepublik auch Mitglied des IGH-
Statuts, so dass besondere Erklärungen
über die Mitwirkung an IGH-Verfahren
unnötig wurden. Wie schon zuvor,
erkannte die Bundesrepublik die Zustän-
digkeit des Gerichtshofs auf der Basis
diverser Schiedsklauseln (also zur Beile-
gung vertragsspezifischer Streitigkeiten)
an. Lange Zeit konnte sie sich jedoch
nicht dazu durchringen, eine generelle
Unterwerfungserklärung nach Artikel 36 
Abs. 2 des IGH-Statuts abzugeben –
wohl aus Sorge, vor dem IGH mit un-
liebsamen rechtlichen Prozessen (etwa
aus der Zeit des Zweiten Weltkriegs oder
mit Bezug zur deutschen Frage) konfron-
tiert zu werden. Diese Weigerung stieß
bei deutschen Völkerrechtlern zuneh-
mend auf Kritik, entsprach sie doch
weder dem Selbstverständnis Deutsch-
lands als „Anwalt des Völkerrechts“
noch dem Bekenntnis des deutschen
Grundgesetzes zur völkerrechtlichen
Offenheit. Derzeit deutet sich in der
deutschen Regierung ein Umdenken 
an; manches deutet darauf hin, dass die
Bundesrepublik in naher Zukunft eine
(allerdings mit Vorbehalten versehene)
Unterwerfungserklärung nach Artikel 36
Abs. 2 des IGH-Statuts abgeben wird.
Eine solche Änderung wäre sehr zu
begrüßen. Durch sie würde Deutschland
sich den bislang 65 Staaten – unter ihnen
etwa Großbritannien oder Japan – an-
schließen, die schon jetzt eine allgemeine
Unterwerfungserklärung abgegeben
haben. Dies würde Deutschlands Einsatz
für das Völkerrecht Glaubwürdigkeit
verleihen. Eine deutsche Unterwerfungs-
erklärung könnte den IGH (und damit
zumindest mittelbar auch die Völker-
rechtsordnung) stärken. Die Darstellung
zeigt deutlich, dass der IGH des Vertrau-
ens der Staaten bedarf, wenn er seine
Aufgabe ausfüllen soll. Bei aller berech-
tigten Kritik an den strukturellen Prob-
lemen internationaler Gerichtsbarkeit
besteht derzeit kein Anlass zu Skepsis:
Der Gerichtshof ist gut beschäftigt, weil
Staaten ihm immer mehr und immer
komplexere Fälle zur Entscheidung vor-
legen. Dies ist Ausdruck gewonnenen
Vertrauens und der Qualität der Arbeit
des Gerichtshofs. Im siebten Jahrzehnt
seines Bestehens ist der IGH gut aus-
gelastet und kann optimistisch in die
Zukunft blicken. Eine deutsche Unter-
werfungserklärung wäre ein weiterer
Energieschub.
Weitere Informationen
– Umfangreiche Informationen und nahezu
die gesamte bisherige Rechtsprechung in
elektronischer Form auf der IGH-Website:
www.icj-cij.org
– Urteile, Gutachten und sonstige 
Entscheidungen sind zudem in den jähr-
lich erscheinenden ICJ Reports zu finden.
– Kontinuierliche Berichterstattung über
IGH-Urteile seit 1975 finden sich in der
Zeitschrift VEREINTE NATIONEN.
– Zum Verhältnis IGH-Deutschland siehe:
Tams/Zimmermann, Deutschland und 
der Internationale Gerichtshof. Zeit für
eine allgemeine Unterwerfungserklärung
in: Policy Paper (2/2007), DGVN.
Online unter: 
www.dgvn.de/policy-paper.html   
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nicht das engste gewesen. Bis 1973 war
dies ohne Weiteres verständlich: Denn
vor ihrem Beitritt zu den Vereinten
Nationen war die Bundesrepublik nicht
Partei des IGH-Statuts und somit in einer
Sonderposition. Jedoch erklärte sie mehr-
fach ihre Bereitschaft, sich grundsätzlich
auch als Nichtmitglied an IGH-Verfahren
zu beteiligen und trat einer Reihe von
Abkommen bei, die die Zuständigkeit




Die grundsätzlich positive Haltung zum
IGH lässt sich auch an der Bereitschaft
Deutschlands ablesen, konkrete völker-
rechtliche Streitigkeiten dem Gerichtshof
zur Entscheidung zu überantworten. 
Bis 2007 hat sich die Bundesrepublik an
insgesamt fünf IGH-Verfahren beteiligt. 
– Bereits vor dem deutschen UN-Beitritt
übertrugen Deutschland, Dänemark
und die Niederlande dem Gerichtshof
den Streit über die Abgrenzung des
Nordsee-Festlandssockels zur Ent-
scheidung. Auf der Basis des IGH-
Urteils vom 20.2.1969 legten die 
Staaten ihre Seegrenze vertraglich fest. 
– In den Jahren 1972 bis 1974 bemühte
sich Deutschland mithilfe des Gerichts-
hofs, gegen Islands sehr restriktive
Fischereipolitik vorzugehen. In seinem
Urteil vom 25.7.1974 erklärte der Ge-
richtshof, Island habe kein Recht, seine
Fischereizone einseitig auszudehnen
und bundesdeutsche Schiffe vom
Fischfang auszuschließen. 
– Anfang 1999 erhob die Bundesrepublik
vor dem IGH Klage gegen die Vereinig-
ten Staaten, weil diese zwei deutschen
Staatsbürgern das Recht auf konsula-
rischen Beistand im Strafverfahren 
verweigert hatten. Die deutschen
Staatsbürger wurden trotzdem von 
US-Gerichten zum Tode verurteilt und
schlussendlich hingerichtet. In seinem
Urteil vom 27.6.2001 bekräftigte der
IGH aber das Recht auf konsularischen
Schutz und trug somit zumindest 
mittelbar dazu bei, dass dieses in 
den Vereinigten Staaten nunmehr 
anerkannt wird.
In zwei weiteren Verfahren fand 
sich Deutschland vor dem IGH als 
Beklagter wieder:
– 1999 erhob die damalige Bundes-
republik Jugoslawien Klage gegen
insgesamt zehn NATO-Staaten wegen
der Luftangriffe im Zuge des Kosovo-
Krieges. Im Dezember 2004 wies der
IGH diese Klage als unzulässig zurück,
weil Jugoslawien im Jahr 1999 
nicht Vertragspartei des IGH-Statuts 
gewesen war und somit nicht vor 
dem Gerichtshof klagen konnte. 
– Ebenfalls als unzulässig abgewiesen
wurde im Jahr 2005 eine gegen
